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8 Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlge-
setzes und zur Änderung kommunalverfas-
sungsrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/3387 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses  
für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/3993 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Frau Kollegin Steinmann das Wort. 

Lisa Steinmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Werte Abgeordnete! Liebe Zuschauer im Hau-
se und Zuhörer, die auch jetzt vielleicht noch den 
Monitor dem Abendfernsehen vorziehen! Seit Ver-
abschiedung des Gesetzes zur Stärkung der kom-
munalen Demokratie durch die Zusammenlegung 
von Wahlen haben sich die Landesregierung und 
der Ausschuss für Kommunalpolitik verschiedentlich 
mit Änderungswünschen aus den kommunalen 
Spitzenverbänden und den kommunalpolitischen 
Vereinigungen auseinandergesetzt. Wir haben deut-
liche Hinweise erhalten, die sich insbesondere auf 
die Stichwahl und die Dauer der Wahlperioden für 
Bürgermeister und Landräte beziehen.  

Aus diesen Stellungnahmen und einem ergänzen-
den Änderungsantrag von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen resultiert der vorliegende Gesetzentwurf zur 
Änderung des Kommunalwahlgesetzes und zur Än-
derung der kommunalverfassungsrechtlichen Vor-
schriften, der bestehende Regelungen optimiert und 
in wesentlichen Punkten rechtlich definiert.  

Im Kommunalwahlgesetz wird nun klärend geregelt, 
dass eine im gesamten Wahlgebiet erforderliche 
Wiederholungswahl binnen eines Jahres nach der 
ursprünglichen Wahl durchgeführt werden muss, 
sonst erfolgt sie als Neuwahl, bei der dann auch 
neue Wählergruppen und Parteien antreten können. 
Auch im Fall einer für ungültig erklärten Bürgermeis-
ter- oder Landratswahl soll immer eine Neuwahl er-
folgen. 

In das Kommunalwahlgesetz wird aufgenommen, 
um wie viele Vertreter eine Vertretung verkleinert 
werden kann, ab welchem Zeitpunkt der Erwerb der 
Mitgliedschaft in einer Vertretung frühestens mög-
lich ist und wann Ersatzbewerber ihr Mandat antre-
ten können. Diese Regelungen waren vorher Be-
standteil der Kommunalwahlordnung.  

Zudem erfolgt eine Anpassung an die aktuelle 
Rechtsprechung hinsichtlich der Klagebefugnis bei 
Ungültigkeitserklärung einer Wahl. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt des Gesetzentwur-
fes ist der Umgang mit Wählernachbefragungen am 
Wahltag. Wer diese vor Ablauf der Wahlzeit veröf-
fentlicht, begeht eine Ordnungswidrigkeit und kann 
mit einem Bußgeld belangt werden. 

Von den Anregungen aus dem kommunalen Raum 
greifen wir im Folgendem zwei weitere Punkte auf: 
Hauptverwaltungsbeamte, die bis zum 30. Novem-
ber das freiwillige Rücktrittsrecht in Anspruch neh-
men, treten nach Ablauf des 22. Tages des auf das 
Ende der Wahlperiode folgenden Monats in den 
Ruhestand, wobei die Zeit bis zum regulären Ende 
ihrer Amtszeit auf die Wartezeit angerechnet wird 
und sich die ruhegehaltsfähige Dienstzeit erhöht. 

Im Weiteren wird die Frist für konstituierende Sit-
zungen von vier auf sechs Wochen verlängert. Die-
sen Artikel passen wir in der Gemeindeordnung und 
in der Kreisordnung an. Das verschafft den Kom-
munen mehr Flexibilität bei der Terminfindung und 
erleichtert auch den ehrenamtlich aufgestellten 
Kommunalvertretungen den Einstieg, wenn sie ihre 
konstituierende Sitzung bereits unter dem Vorsitz 
eines gegebenenfalls neu gewählten Hauptverwal-
tungsbeamten durchführen können. 

Sehr geehrte Damen und Herren, mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf geben wir den Kommunen 
und ihren Handlungsträgern noch etwas mehr Bein-
freiheit und vor allem Rechtssicherheit. Das ist eine 
wesentliche Grundlage für ihre politische Arbeit. 
Daher bitte ich um breite Zustimmung und danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Biesenbach das Wort. 

Peter Biesenbach (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Bei Ihnen, Frau Kolle-
gin Steinmann, klang es so, als ob Sie mit dem heu-
tigen Entwurf einen verbesserten oder größeren 
Wurf ankündigen wollten. Bei näherem Hinsehen 
kann ich nur sagen, dass das weiß Gott nicht der 
Fall ist; denn das ist schlicht und einfach ein Repa-
raturgesetz. Am 10. April 2013 ist das zugrundelie-
gende Gesetz zur Stärkung der kommunalen De-
mokratie in Kraft getreten – und wenige Wochen 
später müssen Sie umfangreich Änderungen vor-
schlagen.  

Herr Kollege Körfges schmunzelt. Wir sind uns si-
cher einig – ich will die Zustimmung gar nicht erfra-
gen –, dass das nur daran lag, dass Sie weder die 
Auswertung noch die Anhörung ernst genommen 
haben. Im Nachhinein zeigte sich ganz simpel, dass 
Sie das vielleicht doch besser getan hätten, denn 
dann müssten wir heute nicht nachbessern. 
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Es ist der Ausgleich von Fehlern und Oberflächlich-
keiten. Ich kann mir weitere Ausführungen ersparen. 
Wir haben das zugrundeliegende Gesetz abgelehnt. 
Hier werden nur Reparaturen vorgenommen. Von 
daher ist es konsequent, dass wir auch dazu Nein 
sagen. Aber noch einmal: Es ist nichts anderes als 
das, was Sie erreicht hätten, wenn Sie seinerzeit 
sauber und sorgfältig gearbeitet hätten. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Biesenbach. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Krüger.  

Mario Krüger (GRÜNE): Meine Damen, meine Her-
ren! Herr Präsident! Frau Steinmann hat im Wesent-
lichen ausgeführt, was Inhalt des Gesetzes ist. Es 
sollen noch einmal diverse Regelungen getroffen 
werden.  

Man kann sicherlich überlegen, inwieweit die Ein-
schätzung, die Sie vorgenommen haben, Herr 
Biesenbach, dies sei ein Reparaturgesetz zur Vor-
lage vom April letzten Jahres, zutreffend ist. Ich 
weiß nur, dass in diesem Zusammenhang noch ei-
ne ganze Reihe von Änderungswünschen aus dem 
Bereich der kommunalen Familie vorgetragen wor-
den sind. Diese haben wir aufgegriffen. Sie sind 
auch Gegenstand der Beschlussempfehlung in die-
sem Hause. 

Ich will es kurz machen, einfach weil ich in diesem 
Zusammenhang keine Kontroversen bezogen auf 
die Frage sehe, wie man da herangeht, wenn man 
nicht – wie Sie, Herr Biesenbach, vorgetragen ha-
ben – von Vornherein dem ganzen Vorhaben nega-
tiv gegenübersteht. Dabei geht es um die Zusam-
menlegung der Wahlen 2020 und die Fragen, in-
wieweit Oberbürgermeister- und Ratswahlen ge-
meinsam durchgeführt werden, wie die Übergangs-
regelungen aussehen, inwieweit man in diesem Zu-
sammenhang den jetzigen Amtsinhabern gestattet, 
bei Beibehaltung der Pensionsansprüche vorzeitig 
zurückzutreten etc. Wenn man das Ganze nicht will, 
dann ist klar, dass man auch diese Veränderungen 
nicht will. Das kann ich nachvollziehen. Diese Dis-
kussion haben wir aber schon im April geführt.  

Hier wird jetzt nachgebessert – um Ihre Worte auf-
zugreifen –, bzw. es werden Anregungen der kom-
munalen Familie aufgegriffen. Das werden wir tun 
und auch so beschließen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die FDP-Fraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Abruszat das Wort. 

Kai Abruszat (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Ich kann es kurz machen. 
Wir haben schon Ihren Ursprungsgesetzentwurf ab-
gelehnt. Schon der war schlecht. Jetzt müssen Sie 
Ihren eigenen Gesetzentwurf nachbessern, weil er 
nämlich fehlerhaft ist und Sie das Gesetzeshand-
werk an der Stelle nicht richtig angewandt haben. 
Dennoch bleibt das Gesetz aus den seinerzeit dar-
gelegten Gründen schlecht. Wir lehnen es ab. Es ist 
kein Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demo-
kratie. Es ist ein Gesetz, welches die Räte eher 
schwächt. 

Beim Thema der Verantwortungsgemeinschaft – 
das wird von Ihnen immer sehr überstrapaziert – 
zwischen Hauptverwaltungsbeamten einerseits und 
Ehrenamtlern andererseits werden Sie der Sache 
nicht gerecht. Sie werden an dieser Stelle insbe-
sondere dem kommunalverfassungsrechtlich be-
sonders hervorgehobenen Amt der Hauptverwal-
tungsbeamten nicht gerecht.  

Wir lehnen dieses Gesetz ab. Es gibt für uns auch 
verfassungsrechtlich an der einen oder anderen 
Stelle durchaus Bedenken. Aus einem schlechten 
Gesetz wird durch eine hektische Nachbesserung 
kein gutes. Wir lehnen es ab. – Ganz herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Für die Piratenfraktion hat 
Herr Kollege Herrmann das Wort. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ver-
ehrte Bürgerinnen und Bürger im Stream! Auch ich 
möchte es kurz machen, denn über diese Regel-
sammlung haben wir schon häufiger diskutiert. Kol-
legin Steinmann hat die einzelnen Punkte eben 
noch mal explizit aufgeführt.  

Ein Element möchte ich trotzdem noch herausgrei-
fen und damit auf den Sommer des letzten Jahres 
zurückkommen. Sie haben es vielleicht schon er-
wartet. Wir Piraten haben damals unseren ersten 
Gesetzentwurf in diesem Hause eingebracht. Der 
Titel lautete damals: „Gesetz zur Änderung des 
Kommunalwahlgesetzes“. Unser Entwurf wurde ab-
gelehnt, vor allem mit den Stimmen der regierungs-
tragenden Fraktionen von SPD und Grünen. 

Der Titel des Gesetzentwurfes, den wir heute be-
handeln, heißt: „Gesetz zur Änderung des Kommu-
nalwahlgesetzes …“. Nicht nur der Titel ist gleich, 
auch der Inhalt. Es geht darum, eine Frist zu defi-
nieren, ab wann eine kommunale Wiederholungs-
wahl als Neuwahl durchzuführen ist. 

Diese Regelung hätte konsequenter und schneller 
mit unserem Gesetzentwurf kommen können. Das 
war aber nicht gewünscht, vielleicht auch deshalb, 
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weil man es den Piraten nicht zugetraut oder nicht 
gegönnt hat. Ich weiß es nicht. Heute trägt der Ge-
setzentwurf den Stempel der Landesregierung. 
Damit ist sichergestellt, dass positiv abgestimmt 
wird.  

Das ist uns wichtig. Denn die Regelung ist notwen-
dig, wie die über drei Jahre verschleppte Wiederho-
lungswahl in Dortmund gezeigt hat. 

Dass das aktive und passive Wahlrecht bisher völlig 
unterschiedlich behandelt wurde, war ein unhaltba-
rer Zustand. Nun kommen wir wenigstens zu einer 
annähernden Gleichbehandlung. Warum aktives 
und passives Wahlrecht nicht vollkommen gleichge-
stellt sind, bleibt das Geheimnis der Regierung. 
Schließlich sind in sieben anderen Bundesländern 
auch Neuwahlen nach sechs Monaten vorgeschrie-
ben statt erst nach zwölf Monaten. 

Wenn wir diesen Unterschied akzeptieren, gehen 
wir also einen Kompromiss ein und zeigen damit, 
dass wir zu einer konstruktiven Politik der ausge-
streckten Hand bereit sind. Wir würden uns nur 
wünschen, dass auch die Landesregierung ihr Ver-
sprechen der ausgestreckten Hand endlich in die 
Tat umsetzt. Bisher war davon nur wenig zu spüren. 

Nachtragend sind wir aber nicht, sondern wir wollen 
mit gutem Beispiel vorangehen, weshalb ich meiner 
Fraktion empfehle, unserem Gesetzentwurf auch in 
der neuen Verpackung zuzustimmen. – Danke. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung spricht der 
Minister für Inneres und Kommunales, Minister Jä-
ger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Es ist in der Tat ein Reparaturge-
setz. Das muss man offen zugeben. Es repariert 
das, was Schwarz-Gelb 2005 und 2010 am Wahl-
recht verbrochen hat – um das deutlich zu sagen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir beweisen hier, dass man Dinge, die gut sind, 
immer noch besser machen kann. Das sind Anre-
gungen der kommunalen Spitzenverbände und der 
kommunalen Vertreter gewesen, und die arbeiten 
wir gerne in ein solches Gesetz ein. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Wir sind somit 
am Schluss der Beratung angelangt.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Kommunalpolitik empfiehlt in Drucksache 16/3993, 

den Gesetzentwurf Drucksache 16/3387 mit den 
von ihm beschlossenen Änderungen anzunehmen. 
Wer dieser Beschlussempfehlung folgen möchte, 
den darf ich um sein Handzeichen bitten. – Wer 
stimmt gegen diese Beschlussempfehlung? – Gibt 
es Enthaltungen? – Damit ist die Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/3939 mit den Stimmen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Piratenfraktion 
gegen die Stimmen von CDU-Fraktion und FDP-
Fraktion angenommen und der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/3387 in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Wir treten ein in den Tagesordnungspunkt 

9 Gesetz zur Änderung des Hundegesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen  
 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/3439 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Klimaschutz, Umwelt, 
Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz 
Drucksache 16/4033 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile zunächst für die 
SPD-Fraktion Herrn Kollegen Börner das Wort. 

Frank Börner (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir beraten heute erneut den Gesetzentwurf 
der Piratenfraktion, welcher das Landeshundege-
setz aus dem Jahre 2002 modifizieren soll. Nach 
intensiven Beratungen und Diskussionen im Aus-
schuss haben wir uns mehrheitlich entschieden, das 
Gesetz nicht zu verändern. Es hat sich in seiner be-
stehenden Form bewährt. Es gibt hierzu keine öf-
fentliche Diskussion bzw. keinen Änderungsbedarf. 

Das Landeshundegesetz sieht nach einer Laufzeit 
von fünf Jahren eine Evaluation vor. Die damalige 
schwarz-gelbe Landesregierung musste Ende 2008 
eingestehen, dass sich das jetzige Landeshunde-
gesetz, das aus der rot-grünen Feder stammt und 
das sie damals engagiert bekämpft hat, bewährt hat 
und dass eine Änderung nicht angebracht ist. 

Insgesamt ist die Zahl der Beißunfälle deutlich zu-
rückgegangen und die Unfallquote bei Pitbull Ter-
riern bei annähernd gleichem Bestand im Zeitraum 
zwischen 2003 und 2007 um mehr als 70 % gesun-
ken. Auch die Beißstatistik aus dem Jahre 2012 
zeigt deutlich, dass dieser Trend weiterhin anhält. 

Mit dem Landeshundegesetz wurden den Hunde-
besitzern Auflagen zur Haltung von gefährlichen 
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